
Satzung 

Sport- und Naturfreunde München e.V. 

 

NAME, SITZ UND ZWECK 

§ 1 Name und Sitz 
(1) Der Verein führt den Namen: „Sport- und Naturfreunde München“ („SUN 

München"). 

(2) Der Verein ist in das Vereinsregister eingetragen. 

(3) Der Sitz des Vereins ist München.  
 

§ 2 Zweck 
(1) Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports im Sinne des § 52 Abs. 2 Nr. 21 

Abgabenordnung (AO) sowie die Förderung der Jugendhilfe und Altenhilfe im Sinne 
des § 52 Abs. 2 Nr. 4 AO. 

(2) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 
1. die Förderung von Bewegung, sportlicher Betätigung und sportlichen Übungen 

im Breiten-Freizeit- und Gesundheitssport; 
2. die Förderung der Begegnung von Menschen aller Altersgruppen unter 

Überwindung sozialer, politischer, religiöser und rassistischer Vorurteile;  
3. Angebote der Kinder- und Jugendarbeit durch altersgerechte sportliche, 

gemeinschaftliche sowie gesundheitsorientierte Aktivitäten; 
4. die Förderung der Geselligkeit und der Teilhabe älterer Menschen an 

Veranstaltungen des Vereins, des Aufbaus und Erhalts sozialer Bindungen sowie 
der geistigen und körperlichen Mobilität; 

5. Pflege einer naturverbundenen und gesundheitsorientierten Lebensweise, 
einschließlich der Ausübung der Freikörperkultur als Rahmen der 
Vereinsaktivitäten, in gegenseitiger Achtung und Rücksichtnahme und ohne 
Differenzierung nach Geschlecht oder Herkunft; 

6. Förderung von Toleranz, gegenseitigem Respekt und freier Entfaltung der 
Persönlichkeit im Rahmen gemeinschaftlicher, insbesondere sportlicher 
Aktivitäten; 

7. Zusammenarbeit mit anderen Körperschaften oder Vereinigungen gleicher oder 
ähnlicher Zielsetzung. 



(3) 1Der Verein ist politisch und konfessionell neutral. 2Er vertritt seine Ziele auch in der 
Öffentlichkeit. ³Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 
Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
Abgabenordnung. 4Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke. 5Mittel des Vereins dürfen nur für die 
satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 6Die Mitglieder erhalten keine 
Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 7Es darf keine Person durch Ausgaben, die 
dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden. 

(4) Berufssport ist nicht gestattet. 

 

MITGLIEDSCHAFT, RECHTE UND PFLICHTEN 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
(1) 1Mitglied kann grundsätzlich jede natürliche Person werden, die die Ziele des 

Vereins anerkennt und bereit ist, die Satzung sowie die Ordnungen des Vereins 
einzuhalten. 2Die Mitgliedschaft von Familien ist ausdrücklich erwünscht. 
3Minderjährige Antragsteller benötigen die Zustimmung der Eltern bzw. gesetzlichen 
Vertreter. 4Jede natürliche, volljährige Person gilt als Vollmitglied; Fern-, Sport- und 
passive Mitgliedschaften gelten nicht als Vollmitgliedschaft. 

(2) 1Die Aufnahme ist auf einem Formblatt in Textform zu beantragen. 2Die Probezeit 
beträgt im Allgemeinen sechs Monate; sie kann durch Mehrheitsbeschluss des 
Vorstandes verkürzt, verlängert oder erlassen werden. 3Die Mitgliedschaft kann 
ohne Angabe von Gründen durch Mehrheitsbeschluss des Vorstandes abgelehnt 
werden. 4Gegen die Ablehnung kann binnen eines Monats beim Ehrenausschuss 
Einspruch erhoben werden. 5Die Entscheidung des Ehrenausschusses ist endgültig. 

(3) Vereinszugehörige Kinder von Mitgliedern erwerben bei Erreichen der Volljährigkeit 
auf Antrag, der in Textform zu stellen ist, die Vollmitgliedschaft ohne 
Aufnahmeverfahren. 

 

§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
(1) Jedes Mitglied ist berechtigt: 

1. die Einrichtungen des Vereins im Rahmen der bestehenden Ordnungen zu 
benutzen, 

2. an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen, 



3. den Ehrenausschuss in allen Fällen anzurufen, in denen dessen (Mit-)Wirkung 
gemäß dieser Satzung vorgesehen ist. 

(2) Jedes Vollmitglied ist berechtigt: 
1. das aktive und passive Wahlrecht auszuüben; 
2. Stimmrechte auszuüben. 

(3) Jedes Mitglied ist verpflichtet: 
dem Vorstand oder der Geschäftsstelle innerhalb von vier Wochen in Textform 
mitzuteilen: 

a. Änderungen der Anschrift, 
b. eine Mitgliedschaft bei einer Vereinigung mit gleicher oder ähnlicher 

Zielsetzung, 
c. Änderungen im Familien- oder Lebensgemeinschaftsstand. 

(4) Jedes Vollmitglied ist verpflichtet: 
sich im Rahmen der eigenen Möglichkeiten an gemeinschaftlichen Aufgaben im 
Rahmen der Vereinsarbeit zu beteiligen. Die Anzahl der jährlich zu leistenden 
Arbeitsstunden beschließt die Mitgliederversammlung. Nicht geleistete Stunden 
können durch einen von der Mitgliederversammlung festgelegten Ausgleichsbetrag 
ersetzt werden. 

 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 
(1) 1Die Mitgliedschaft endet: 

1. durch Tod; 
2. durch Auflösung des Vereins; 
3. durch freiwilligen Austritt;  
4. durch Ausschluss. 

²Es besteht in diesen Fällen kein Anspruch auf das Vereinsvermögen oder 
Beitragsrückerstattungen. 

(2) 1Der freiwillige Austritt ist in Textform gegenüber dem Vorstand zu erklären. ²Er kann 
nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten 
erfolgen. 

(3) 1Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen 
werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 2Ausschließungsgründe sind 
insbesondere  
1. schwerwiegendes oder wiederholt vereinsschädigendes Verhalten; 
2. unehrenhaftes Verhalten innerhalb und außerhalb des Vereins; 
3. Verstöße gegen die Satzung und Interessen oder das Ansehen des Vereins; 
4. Verstöße gegen Beschlüsse des Vorstandes oder der Mitgliederversammlung; 



5. sowie wenn ein Mitglied mit der Beitragszahlung sechs Monate im Rückstand ist 
und trotz Mahnung nicht innerhalb eines Monats die geschuldete Summe 
bezahlt. 

3Vor dem Ausschluss ist dem Mitglied Gelegenheit zu geben, binnen eines Monats 
den Ehrenausschuss anzurufen. 4Die Entscheidung des Ehrenausschusses ist 
endgültig; sie ist dem Betroffenen und dem Vorstand in Textform mitzuteilen. 

(4) Mit dem Ende der Mitgliedschaft sind Mitgliedsausweis und Geländeschlüssel an 
den Vorstand zurückzugeben. 

 

§ 6 Beiträge, Umlagen und Ausweise 
(1) 1Die Höhe der Jahresbeiträge und sonstigen Gebühren wird von der 

Mitgliederversammlung festgelegt. 2Für vereinszugehörige Kinder werden bis zum 
Erreichen der Volljährigkeit keine Beiträge erhoben. 3In sozialen Härtefällen kann der 
Vorstand auf Antrag befristete Ermäßigungen oder Befreiungen beschließen. 

(2) 1Familien (Elternpaare und deren nicht volljährige Kinder), in ehelicher, 
eheähnlicher oder nicht-ehelicher Lebensgemeinschaft lebende Paare sowie 
Einzelmitglieder gelten jeweils als eine zahlende Einheit. ²Mitgliedseinheiten haften 
während der Dauer ihrer gemeinsamen Mitgliedschaft gesamtschuldnerisch für die 
finanziellen Verpflichtungen dem Verein gegenüber in voller Höhe der 
Gesamtschuld. 

(3) 1Mitgliedsausweis und Geländeschlüssel bleiben Eigentum des Vereins und sind 
mit dem Ende der Mitgliedschaft unverzüglich zurückzugeben. 2Erfolgt die Rückgabe 
nicht spätestens zum Ende des Monats, in dem die Mitgliedschaft endet, so 
verlängert sich die Beitragspflicht je angefangenem Monat um ein Zwölftel des 
Jahresbeitrags. 

 

ORGANE UND AUSSCHÜSSE 

§ 7 Organe 
Organe des Vereins sind: 

1. die Mitgliederversammlung, 
2. der Vorstand, 
3. der Ehrenausschuss. 

 



§ 8 Mitgliederversammlung 
(1) 1Die ordentliche Mitgliederversammlung findet in der ersten Hälfte des 

Geschäftsjahres statt. ²Die Einladung erfolgt durch den Vorstand unter Angabe der 
vorläufigen Tagesordnung spätestens vier Wochen vor dem Termin in Textform (z. B. 
per E‑Mail). ³Die Einladung per E-Mail gilt als zugegangen, wenn sie an die dem 
Verein zuletzt bekannt gegebene E-Mail-Adresse gerichtet ist. 4Anträge an die 
Mitgliederversammlung sind spätestens drei Wochen vor der Versammlung in 
Textform an den Vorstand zu richten. 5Die Anträge sind bis spätestens zwei Wochen 
vor der Versammlung den Mitgliedern mitzuteilen. 

(2) 1Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn der zehnte 
Teil der Mitglieder dies schriftlich beantragt oder der Vorstand dies für erforderlich 
hält. 2In dringenden Fällen genügt eine Einladung innerhalb von 14 Tagen; Absatz 1, 
Satz 2 und 4 gelten in diesem Fall nicht. 

 

§ 9 Aufgaben der Mitgliederversammlung 
(1) Die Mitgliederversammlung entscheidet insbesondere über: 

1. die Wahl und Abberufung von Vorstand und Ehrenausschuss, 
2. die Entlastung des Vorstandes, 
3. die Festsetzung von Beiträgen und Gebühren, 
4. die Bestellung der Kassenprüfer, 
5. die Genehmigung von Grundstücksgeschäften, 
6. die Beschlussfassung über die zur Versammlung ordnungsgemäß eingebrachte 

Anträge. 

(2) 1Bei allen Beschlüssen der Mitgliederversammlung dürfen nur Vollmitglieder das 
Stimmrecht ausüben. ²Das Stimmrecht ist persönlich auszuüben, eine Übertragung 
auf eine andere Person ist nicht zulässig. ³Die Mitgliederversammlung ist ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Teilnehmer beschlussfähig. 4Bei Verhinderung ist eine 
schriftliche Stimmabgabe im Vorfeld der Versammlung möglich.  

(3) 1Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden, abgesehen von nachfolgenden 
Ausnahmen, mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. 
²Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegeben und werden als nicht erschienene 
Stimmen gewertet. 3Zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, ist 
eine Mehrheit von drei Viertel der erschienenen Mitglieder erforderlich. 4Zur 
Änderung des Zweckes des Vereins ist die Zustimmung aller Mitglieder erforderlich; 
die Zustimmung der nicht erschienenen Mitglieder muss in Textform erfolgen.  

(4) 1Über die Verhandlungen der Mitgliederversammlung ist Niederschrift zu fertigen, 
welche die Tagesordnung und die Beschlüsse, bei Wahlen auch die Zahlen und die 



Verteilung der abgegebenen Stimmen enthalten muss. ²Die Niederschrift ist vom 
Versammlungsleiter, vom Protokollführer und einem weiteren 
Versammlungsteilnehmer zu unterschreiben. 

 

§ 10 Vorstand 
(1) 1Der Vorstand besteht aus dem ersten Vorsitzenden, zwei stellvertretenden 

Vorsitzenden sowie zwei weiteren Vorstandsmitgliedern. Die Vorstandsarbeit erfolgt 
kooperativ und arbeitsteilig im Interesse des Vereins. Die Einladung zur 
Vorstandssitzung kann elektronisch erfolgen. Sie muss jedoch acht Tage vor dem 
Termin erfolgen. 

(2) 1Der Vorstand wird durch die Mitgliederversammlung für zwei Geschäftsjahre 
gewählt. ²Er führt die Geschäfte bis zur Neuwahl.  

(3) 1Scheidet ein Mitglied des Vorstandes in der laufenden Wahlperiode aus dem Amt 
aus, erfolgt die Nachbesetzung durch die nächste Mitgliederversammlung. ²Bis 
dahin wird vom verbliebenen Vorstand ein Mitglied des Ehrenausschusses für diese 
Funktion berufen. 

(4) 1Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der erste Vorsitzende sowie die beiden 
stellvertretenden Vorsitzenden. ²Der erste Vorsitzende vertritt den Verein allein; die 
stellvertretenden Vorsitzenden vertreten gemeinsam. 

(5) Grundstücksgeschäfte dürfen nur auf Grund eines Beschlusses der 
Mitgliederversammlung getätigt werden. 

(6) 1Die Beschlüsse des Vorstandes werden mit Stimmenmehrheit gefasst. 2Bei 
Stimmengleichheit entscheidet der erste Vorsitzende. 3Der Vorstand ist 
beschlussfähig, wenn mindestens vier Vorstandsmitglieder anwesend sind. 4Die 
Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten. 5Die Niederschrift wird in 
elektronischer Form erstellt und dem Vorstand mitgeteilt. 6Sie gilt als von allen 
Vorstandsmitgliedern genehmigt, wenn dieser nicht innerhalb von zwei Wochen 
widersprochen wird. 

(7) 1Die Tätigkeit aller Vorstandsmitglieder erfolgt ehrenamtlich. 2Auslagen können im 
Rahmen der steuerlichen Vorschriften erstattet werden. 

 

§ 11 Geschäftsführung 
(1) 1Zur Erledigung der Vereinsgeschäfte kann der Vorstand eine Geschäftsstelle 

errichten. ²Der Vorstand bestellt die Leitung der Geschäftsstelle, die dem Vorstand 
unterstellt ist. ³Die Leitung der Geschäftsstelle ist verpflichtet, dem Vorstand über 



die laufenden Vorgänge zu berichten und ihn beratend zu unterstützen. 4Sie kann 
auch zur Protokollführung herangezogen werden. 

(2) 1Die Leitung der Geschäftsstelle oder ein beauftragtes Vorstandsmitglied nimmt 
Zahlungen für den Verein gegen Quittung in Empfang. 2Zahlungen aus dem 
Vereinsvermögen sind im Einvernehmen mit dem ersten Vorsitzenden oder dessen 
Stellvertretern vorzunehmen.  

 

§ 12 Ehrenausschuss 
(1) 1Der Ehrenausschuss wird durch die Mitgliederversammlung für zwei 

Geschäftsjahre gewählt. ²Er besteht aus fünf Mitgliedern. ³Mit drei Mitgliedern ist er 
verhandlungsfähig. 4Er wird in den in der Satzung vorgesehenen Fällen tätig; er 
entscheidet durch Stimmenmehrheit. 5Der Vorstand kann dem Ausschuss weitere 
Aufgaben, insbesondere Schlichtung von Unstimmigkeiten übertragen. 6Die 
Aufgaben des Ehrenausschusses sind grundsätzlich vertraulich zu behandeln. 
7Seine Tätigkeit erfolgt ehrenamtlich. 

(2) 1Scheidet ein Mitglied des Ehrenausschusses in der laufenden Wahlperiode aus 
dem Amt aus, erfolgt die Nachbesetzung durch die nächste Mitgliederversammlung. 
²Bis dahin entscheiden die verbliebenen Mitglieder in den in der Satzung 
vorgesehenen Fällen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das vereinsälteste 
Mitglied des Ehrenausschusses. 

 

SONSTIGES 

§ 13 Kassenprüfung 
1Zur Prüfung der ordnungsgemäßen Kassenführung werden von der 
Mitgliederversammlung zwei Kassenprüfer aus den Reihen der Mitglieder für zwei 
Geschäftsjähre gewählt. 2Den Prüfern steht das Recht zu, jederzeit in die Unterlagen 
der Vereinsverwaltung Einsicht zu nehmen. ³Sie haben die Pflicht, mindestens einmal 
im Jahr, zuletzt vor der „ordentlichen" Mitgliederversammlung, die Kasse zu überprüfen.  

 

§ 14 Auflösung des Vereins 
(1) 1Die Auflösung des Vereins kann nur durch Beschluss der Mitgliederversammlung 

erfolgen. 2Zu dem Beschluss ist eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen 
Stimmen erforderlich. 3Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegeben und werden 
als nicht erschienene Stimmen gewertet. 



(2) Bei Auflösung des Vereins fällt das Vermögen des Vereins, soweit es die 
eingezahlten Kapitalanteile der Mitglieder und den gemeinen Wert der von den 
Mitgliedern geleisteten Sacheinlagen übersteigt, an den Bayerischen 
Landes‑Sportverband, sofern dieser weiterhin existiert und gemeinnützig ist, 
anderenfalls an eine andere steuerbegünstigte, gemeinnützige Körperschaft, die es 
ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke, insbesondere zur 
Förderung des Sports und der Jugend- und Altenhilfe, zu verwenden hat. 

 

§ 15 Geschäftsjahr 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 16 Kommunikation in Textform 
1Soweit für Erklärungen die Textform vereinbart ist, können diese durch E-Mail an 
info@sun-muenchen.de abgegeben werden. 2Eine eigenhändige Unterschrift ist nicht 
erforderlich, sofern die Identität des Erklärenden auf andere Weise eindeutig erkennbar 
ist. 

 

§ 17 Anwendbarkeit gesetzlicher Vorschriften 
Im Übrigen gelten die Vorschriften der §§ 21–79 BGB. 

 

§ 18 Salvatorische Klausel 
1Sollte eine Bestimmung dieser Satzung unwirksam sein oder werden, bleibt die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. 2Der Vorstand ist 
ermächtigt, redaktionelle Anpassungen auf Veranlassung des Registergerichts oder des 
Finanzamts vorzunehmen, sofern der Kerngehalt der Satzung nicht berührt wird. 3Der 
Vorstand hat die textliche Änderung mit einstimmiger Mehrheit zu beschließen. 4In der 
auf die Satzungsänderung folgenden Mitgliederversammlung ist diese von der 
Satzungsänderung in Kenntnis zu setzen. 

 
Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung am 02. Mai 2026. 


